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905. Aue führungsanweiſung zum 
Quellenſchutzgeſetz. 

Zur Ausführung des Quellenſchutzgeſetzes vom 
14. Mat 1908 (Geſetzſammlung S. 105) wird ſolgen⸗ 
des beſtimmt: 

IJ. Zu 58 Les 

1. Der Antrag auf Feſtſtellung der Gemein⸗ 
nützigkeit einer Quelle iſt an die im § 2 des Geſetzes 
bezeichneten Miniſter zu richten und bei dem 
Regierungspräſidenten, in deſſen Verwaltungsbezirk 
die Quelle gelegen iſt, einzureichen. 

2. Der Regierungspräſident hat die zur Vor⸗ 
bereitung der Entſcheidung über die Gemeinnützigkeit 
erforderlichen Ermittelungen herbeizuführen und über 
deren Ergebnis den zuſtändigen Miniſtern zu Händen 
des Miniſters der Medizinalangelegenheiten Bericht 
zu erſtatten. 

3. Wird von dem Eigentümer einer Quelle, 
die nach Anſicht des Regierungspräſidenten als gemein⸗ 
nützig anzuſehen iſt, der Antrag auf Feſtſtellung der 
Gemeinnützigkeit nicht geſtellt, jo hat der Reaierungs⸗ 
präſident in Erwägung zu ziehen, ob dieſe Feſtſtellung 
im öffentlichen Intereſſe liegt und daher von Amts 
wegen zu treffen iſt. Dies wird im allgemeinen nur 
dann zu geſchehen haben, wenn es darauf ankommt, 
die Rechtsgrundlage für ein amtliches Eingreifen auf 
Grund der 88 28, 29 des Geſetzes zu gewinnen 
Dem Quelleneigentümer iſt regelmäßig eine geraume 
Friſt — mindeſtens ! Jahr vom Inkrafttreten des 
Geſetzes ab — zur Urberlegung darüber zu gewähren, 
ob die Feſtſtellung der Gemeinnützigkeit in ſeinem 
eigenen Intereſſe liegt. In jedem Falle iſt dem 
Quelleneigentümer Gelegenheit zu einer eingehenden 
Darlegung ſeines Standpunktes zu bieten. 

a ‚Ob und inwieweit der Regierun spräſident 
bereits in dieſem Abſchnitt des Verfahrens mit dem 
zuſtändigen Oberbergamt in Verbindung zu treten 
Be beftimmt ſich nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles. Jedenfalls hat der Regierung spräſident nach 


erfolgter Feſtſtellung der Gemeinnützigkeit einer Quelle 

oder nach Aufhebung einer ſolchen Anordnung das Ober⸗ 

bergamt hiervon unverzüglich in Kenntnis zu ſetzen. 
N. Zu 88 3 bis 9. 

1. Der Antrag auf Feſtſtellung des Schutz⸗ 
bezirks iſt bei dem Regierungspräſidenten, in deſſen 
Verwaltungsbezirk die Quelle liegt, einzureichen. 

2. Der dem Antrage beizufügende Lageplan 
muß von einem vereideten Landmeſſer oder konzeſſio⸗ 
nierten Markſcheider unter Anwendung eines Maß⸗ 
ſtabes von 1: 25 000 angefertigt ſein, wobei Meß⸗ 
tiſchblätter der Königlichen Landesaufnahme als 
Grundlage dienen können. Er muß die Lage der 
zu ſchützenden Quelle und die Grenzen des bean⸗ 
tragten Schutzbezirkes genau erkennen laſſen. Reicht 
für dieſen Zweck der angegebene Maßſtab nicht 
aus, ſo ſind die Beſchlußbehörden befugt, die Dar⸗ 
ſtellung des Schutzbezirkes oder einzelner Teile des 
Bezirks in einem größeren Maßſtabe, ſowie die Auf⸗ 
tragung von Tagesgegenſtänden und der kataſter⸗ 
mäßigen Grundſtücksgrenzen zu verlangen. Jeden⸗ 
falls muß der Lageplan dem einzelnen Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Möglichkeit bieten, zu erkennen, ob 
ſein Grundſtück ganz oder teilweiſe innerhalb des 
Schutzbezirks gelegen iſt. 

3. Die Leitung des Feſtſtellungsverfahrens 
liegt dem Regierungspräſidenten ob, doch hat dieſer 
Maßnahmen von erheblicher Bedeutung nur im 
Einverſtändnis mit dem Oberbergamt zu treffen. 
Berichte an die vorgeſetzten Miniſter ſind von beiden 
Behörden gemeinſchaftlich zu erſtatten. 

4. Greift ein Schutzbezirk über die Grenzen 
der Verwaltungsvezirke der in erſter Linie zuſtän⸗ 
digen Beſchlußbehörden hinaus, fo iſt eine gemein⸗ 
ſchaftliche Beſchlußfaſſung der beteiligten Oberberg» 
ämter und Regierungspräſidenien erforderlich. 

5. Da die Fra e der Geſtaltung des Schutz⸗ 
bezirks im weſentlichen von geoloniſchen Geſichts⸗ 
punkten aus zu beurteilen ſein wird, ſo iſt von den 
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Beſchlußbehörden in allen Fällen dafür Sorge zu 
tragen, daß der geſtellte Antrag einer ſachkundigen 
geologiſchen Prüfung unterworfen wird. Selbſtver⸗ 
ſtändlich ſteht es den Beteiligten frei, ihrerſeits 
geologiſche Gutachten zu beſchaffen und zu den Akten 
zu überreichen oder auch Sachverſtändige zu dem 
Erörterungstermin zu ſtellen. Geſchieht letzteres, 
ſo iſt von den amtlichen Kommiſſaren den Sach⸗ 
verſtändigen Gelegenheit zu geben, ihre Anſichten 
eingehend darzulegen und zu begründen. 

6. Soweit die von den Beteiligten beigebrachten 
geologiſchen Gutachten nicht ausreichen oder nicht 
überzeugen, iſt von Amts wegen auf Ergänzung der 
geologiſchen Grundlagen der Entſcheidung Bedacht 
zu nehmen. In manchen Fällen wird das beteiligte 
Oberbergamt in der Lage ſein, zu den in Betracht 
kommenden geologiſchen Fragen auf Grund der fach⸗ 
männiſchen Kenntniſſe und Erfahrungen ſeiner Mit⸗ 
glieder eine abſchließende Stellung zu nehmen. Iſt 
dies aber nicht der Fall oder macht die ſchwer⸗ 
wiegende Bedeutung der Sache eine beſonders ein⸗ 
gehende Prüfung der geologiſchen Verhältniſſe erfor⸗ 
derlich, ſo iſt ein Gutachten der Kömglichen Geologi⸗ 
ſchen Landesanſtalt in Berlin einzuholen. 

7. In dem Feſtſtellungsbeſchluß ſollen, ſoweit 
tunlich, die Arbeiten beſtimmt werden, für welche es 
einer Genehmigung nicht bedarf (8 4 Abſ. 2 des 
Geſetzesß. Auf Anwendung dieſer Vorſchrift in 
möglichſt weitgehendem Umfange iſt beſonderer Wert 
zu legen, weil auf dieſem Wege einerſeits die Be⸗ 
ſchränkung des Verfügungsrechts über das Grund: 
eigentum auf das erforderliche Maß zurückgeführt, 
andererſeits vermeidlichen Entſchädigungsforderungen 
der Grundeigentümer vorgebeugt werden kann. 
Selbſtverſtändlich wird es in erſter Linie Aufgabe 
der geologiſchen Gutachter ſein, auch den Kreis der 
ohne Genehmigung zuzulaſſenden Arbeiten zu be⸗ 
ſtimmen. Jedenfalls aber iſt auch dem Quellen⸗ 
eigentümer Gelegenheit zu geben, ſich über den 
Umfang dieſes Kreiſes zu äußern, und auf ſeine 
Wünſche, ſoweit irgend tunlich, Rückſicht zu nehmen. 

8. Wird für gewiſſe Arbeiten eine Anzeige 
vorgeſchrieben, ſo iſt in dem Beſchluſſe anzugeben, 
wo die Anzeige zu erſtatten iſt. Als zur Entgegen⸗ 
nahme der Anzeige zuſtändige Behörde kann auch 
eine den Beſchlußbehörden nachgeordnete Behörde, 
z. B. die Ortspolizeibehörde oder der Bergrevier⸗ 
beamte bezeichnet werden. 

9. Im übrigen iſt es nicht ausgeſchloſſen, in 
Beziehung auf die Genehmigungs- und Anzeigepflicht 
für verſchiedene Teile des Schutzbezirks verſchiedene 
Anordnungen zu treffen. 

10. Die gemäß 8 6 des Geſetz s nach vor⸗ 
läufiger Prüfung ohne weiteres Verfahren ſtatthafte 
Zurückweiſung des Antrags auf Feſtſtellung eines 
Schutzbezirks, weil der Lageplan oder der darin 
bezeichnete Schutzbezirk unzureichend iſt, hat erſt 
zu erfolgen, nachdem ſich die Beſchlußbehörden mit 


dem Quelleneigentümer in Verbindung geſetzt und auf 
zweckentſprechende Vervollſtändigung oder Abänderung 
des Antrags hingewirkt haben. 

11. Der Beſchluß über den Antrag auf Feſt⸗ 
ſtellung eines Schutzbezirks iſt ſtets mit einer Be⸗ 
gründung zu verſehen, welche die für die Ent⸗ 
ſcheidung maßgebenden Erwägungen, insbeſondere 
auch erkennen läßt, welche Beurteilung die etwa von 
den Beteiligten beigebrachten Gutachten gefunden 


haben. 
III. Zu 88 10 bis 14 und 18. 

Für das Verfahren auf Grund der 88 10 bis 14 
und 18 des Geſetzes gelten die Beſtimmungen unter II 
dieſer Ausführungsanweiſung mit den aus den Um⸗ 
ſtänden ſich ergebenden Abweichungen. 

IV. Zu 8 15. 

Unter „baren Auslagen des Verfahrens“ ſind 
nur ſolche Auslagen zu verſtehen, die durch das 
Verfahren ſelbſt unmittelbar notwendig geworden 
ſind, z. B. Portokoſten, Bekanntmachungskoſten und 
Schreibgebühcen, ſowie die Gebühren der von Amts 
wegen zugezogenen Sachverſtändigen, fomeit es ſich 
nicht um Beamte handelt, die kraft ihres Amtes Gut⸗ 
achten abzugeben haben. Etwaige Reiſekoſten ſind 
nicht zu den baren Auslagen zu rechnen, ebenſowenig 
Anwaltskoſten der Parteien. 

V. 308 16. 

1. Die nach 88 4, 8 bis 14 ergehenden 
Beſchlüſſe, durch welche das Grundeigentum beſchränkt 
oder von einer Beſchränkung befreit wird, ſind in 
den Amtsblättern der Regierungen, in deren Ver⸗ 
waltungsbezirken der Schutzbezirk liegt, ſowie in den 
einzelnen beteiligten Gemeinden und Gutsbezirken in 
der für die Bekanntmachungen der Ortsvorſtände 
üblichen Form zu veröffentlichen. - 

2. Beſchlüſſe des Oberbergamts und des Regie⸗ 
rungspräſidenten ſind, ſoweit gegen ſie die Beſchwerde 
mit aufſchiebender Wirkung gegeben iſt ($ 12 Abſ 5. 
Satz 2, § 13 Abſ. 2 des Geſetzes), erſt nach dem 
Ablaufe der Beſchwerdefriſt und, wenn rechtzeitig 
Beſchwerde eingelegt iſt, erſt nach deren Erledigung 
zu veröffentlichen. 

WI. 3 5 17. 

1. Aus der Verſagung der Genehmigung zu 
einer nach $ 3 oder $ 10 des Geſetzes genehmigungs⸗ 
pflichtigen Arbeit entſpringt eine Entſchädigungsver⸗ 
pflichtung des Quelleneigentümers. Dieſem iſt daher 
Kenntnis von dem Genehmigungsgefuc und Gelegen⸗ 
heit zu geben, dazu Stellung zu nehmen. Das Ein⸗ 
verſtänduis des Quelleneigentümers mit der Vornahme 
der Arbeit befreit indeſſen die Beſchlußbehörden nicht 
von der eigenen Prüfung der Frage, ob dadurch die 
Ergiebigkeit oder die Zuſammenſetzung der Quelle 
ſchädlich beeinflußt werden kann. Geben hierüber die be⸗ 
reits bei Feſtſtellung des Schutzbezirks erftatteten geolo⸗ 
giſchen Gutachten keinen beſtimmten Auſſchluß, ſo muß 
eine erneute geologiſche Begutachtung ſtattfinden. 
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2. Der Beſchluß, durch. den die Genehmigung 
zu einer Arbeit endgültig verſagt oder unter einer 
erſchwerenden Bedingung erteilt wird, iſt den im 
8 20 Abſ. 2 Satz 2 bezeichneten Perſonen zuzuſtellen. 
Gegenſtand der Zuſtellung iſt, wenn die Entſcheidung 
der Beſchlußbehörden durch Ablauf der Beſchwerde⸗ 
friſt oder durch Zurücknahme der Beſchwerde unan⸗ 
fechtbar geworden iſt, eine mit der Beſcheinigung der 
Unanfechtbarkeit verſehene Ausfertigung dieſer Ent⸗ 
ſcheidung. Die Zuſtellung einer ſolchen Ausfertigung 
muß wegen der daran geknüpften Rechtsfolgen 
(ogl. 8 20 Abſ. 2 Satz 1, § 24 Abſ. 1 des Geſetzes) 
auch dann e folgen, wenn die Entſcheidung bereits 
nach 8 17 Abſ. 1 des Geſetzes zugeſtellt worden war. 

VII. Zu 88 4 Abſ. 3, 27. 

1. Ein gemeinſamer Schutzbezirk kann für be⸗ 
nachbarte Quellen auch dann feſtgeſtellt werden, 
wenn dieſe Quellen verſchiedenen Eigentümern ge⸗ 
hören. Der Begriff der Nachbarſchaft wird auch 
durch eine verhältnismäßig weite Entfernung nicht 
ausgeſchloſſen, wenn die Quellen denſelben Ein⸗ 
flüſſen unterworfen ſind. 

2. Im übrigen ſetzt die Feſtſtellung eines ge⸗ 
meinſamen Schutzbezirks zwar nicht voraus, daß von 
den beteiligten Quelleneigentümern ein gemeinſamer 
Schutzbezirk, aber doch, daß von jedem ein Schutz ⸗ 
bezirk beantragt worden iſt. Unterläßt ein Quellen⸗ 
eigentümer die Stellung eines ſolchen Antrages, ſo 
kann er auch nicht in einen gemeinſamen Schutz⸗ 
bezirk hineingezogen werden und kommt unter Uni: 
ſtänden in die Lage, die Vorteile eines fremden 
Schutzbezirks genießen zu können, ohne an den ent: 
ſprechenden Eniſchädigungsverpflichtungen teilzu⸗ 
nehmen. Ob in einem ſolchen Falle der Quellen⸗ 
eigentümer auf Grund des § 29 Abſ. 2 des Ge⸗ 
ſetzes zur Stellung eines Antrages anzuhalten ſein 
wird, muß der Prüfung des einzelnen Falles über⸗ 
laſſen bleiben. 

3. Die durch 8 27 begründete Mithaft mehrerer 
Quelleneigentümer kann, wenn ſie lediglich im Wege 
der Privatverhandlungen oder im Zivilrechtswege 
verwirklicht werden ſoll, zu erheblichen Schwierig⸗ 
keiten führen. Es wird daher im Falle einer ſolchen 
gemeinſamen Haftung mehrerer Quelleneigentümer 
eine vornehmliche Aufgabe des Beamten, der nach 
8 24 Abſ. 2 auf eine Einigung der Beteiligten 
hinzuwirken hat, ſein, auch auf eine möglichſt ein⸗ 
fache und zweckentſprechende Regelung des Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen den Quelleneigentümern unterein⸗ 
ander hinzuwirken. Geeignetenfalls wird die Ein⸗ 
ziehung der anteiligen Zahlungen der Quelleneigen⸗ 
tümer ſowie auch die Verteilung unter die ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten Grundeigentümer von dem 
Landrat oder dem Gemeindevorſtand zu übernehmen 


ſein. 
VIII. Zu 88 28, 29. 
1. Die Regierungspräſidenten haben ein Ver⸗ 
zeichnis der gemeinnützigen Quellen ihres Ver⸗ 


= 


waltungsbezirks zu führen und darauf zu achten, 
daß an dieſen Quellen und an deren Faſſung keine 
unbefugten Veränderungen vorgenommen werden, 
und daß die Unterhaltung und Benutzung dieſer 
Quellen der Rückſicht auf die Erhaltung ihres Be⸗ 
ſtandes und ihres Mineralgehalts, ſowie dem Be⸗ 
dürfniſſe der öffentlichen Geſundheitspflege entſpricht. 

2. Anträge auf Erteilung einer Genehmigung 
nach Maßgabe des § 28 Abſ. 1 des Geſetzes find 
bei dem Regierungspräſidenten einzureichen. 

3 Wird durch Beſchluß des Oberbergamts und 
des Regierungspräſidenten für gewiſſe Arbeiten auf 
Grund des 8 28 Abſ. 2 eine Anzeige vorgeſchrieben, 
ſo iſt in dem Beſchluſſe anzugeben, wo die Anzeige 
zu erſtatten iſt. 

4. Die Leitung des Verfahrens auf Grund der 
88 28, 29 liegt dem Regierungspräſidenten ob. 

Die Mitwirkung des Oberbergamts regelt ſich 
nach den Beſtimmungen unter Ziffer II, 3 dieſer 
Ausführungsunmeifung . 

Berlin, den 7. November 1908. 

Der Minifter für Handel und Gewerbe. 

Delbrück. 
Der Miniſter des Innern. 
von Moltke. 
Der Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und Forſten. 
von Arnim. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinalangelegenheiten. 


In Vertretung. Wever. 
I 8642 M. f. H. 
ILa 5 — e. 
1B !b 704 
It 13496 M. f. L. 
M. 9629 M. d. g. A. (I Bg. 6666.) 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
906. Herr Anton Wiatrak iſt zum Vizekonſul 
bei dem Konſulat für Guatemala in Berlin ernannt 
worden. 

Frankſurt a. O., den 24. November 1908. 

Der Regierungspräſident. 
907. Zum Sachverſtändigen für die regel 
mäßigen inneren Unterſuchungen und Waſſerdruck⸗ 
proben an Dampffäſſern habe ich den Vereins⸗ 
ingenieur Ruffmann vom hieſigen Dampfkeſſel⸗ 
Ueberwachungsverein innerhalb des Regierungsbezirks 
ernannt. 

Frankfurt a. O., den 17. November 1908. 

Der Regierungspräſident. 
Bekanntmachungen des Königlichen Ober⸗ 
Bergamts zu Halle a. S. 
Bergwerksverleihung. 

Im Namen des Königs. 

Auf Grund der am 28. März 1908 präſen⸗ 
tierten Mutung wird Seiner Hoheit, dem Fürſten 
Wilhelm von Hohenzollern, Burggrafen zu Nürn⸗ 
berg, Grafen zu Sigmaringen, Veringen und Bergh, 
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Herrn zu Haigerloch und Werſtein, als derzeitigem 
Nutzunge berechtigten des Fürſtlich Hohenzollernſchen 
Hausfideikommiſſes unter dem Namen Fürſtlich 
Hohenzollernſche Braunkohlengrube Groß⸗Gandern II 
das Bergwerkseigentum in dem Felde, deſſen Be 
grenzung auf dem heute von uns beglaubigten 
Situationsriſſe mit den Buchſtaben: A B OD E F 
G A bezeichnet iſt, und welches, einen Flächeninhalt 
von 2199354 qm, buchſtäblich: zweimillioneinhundert⸗ 
neunundneunzigtauſenddreihundertvierundfünfzig Qua⸗ 
dratmeter, umfaſſend, in den Gemarkungen Groß⸗ 
Gandern Guts⸗ und Gemeindebezirk und Döbbernttz 
im Kre ſe Weſtſternbera des Regierungsbezirks Frank⸗ 
furt a. O und im Oberbergamisbezirke Halle ge⸗ 
legen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde vor: 

kommenden Braunkohle hierdurch verliehen. 

Urkundlich ausgefertigt. 
Halle a. S., den 13. November 1908. 
(Steuel) 

Könialich Preußiſches Operbergamt 

Vornehende Verlrigungsurkunde wird unter 
Verweiſung auf die 88 35 und 36 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 mit dem Be⸗ 
merten zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der 
Situationsriß während der im § 37 a. a. O. vor⸗ 
geſchriebenen Friſt in den Diennräumen des König 
lichen Bergreoierbeamten zu Frankfurt a. O. zur 
Einſicht offen liegt. 

Halle a. S., den 13. November 1908. 

Königliches Oberbergamt. 
Nr. 18142. Scharf. 
909. Bergwerksverleihung. 
Im Namen des Königs. 

Auf Grund der am 11. April 1908 präſen⸗ 
tierten Mutung wird Seiner Hoheit, dem Fürſten 
Wilhelm von Hohenzollern, Burggrafen zu Nürnberg, 
Grafen zu Sigmaringen, Veringen und Bergh, Herrn 
zu Haigerloch und Werſtein, als derzeitigem Nutzungs⸗ 
berechtigten des Fürſtlich Hohenzollernſchen Haus⸗ 
fideikommiſſes unter dem Namen Fürſtlich Hollen⸗ 
zollernſche Braunkohlengrube Groß Gandern III das 
Bergwerkseigentum in dem Felde, deſſen Begrenzung 
auf dem heute von uns beglaubigten Situationsriſſe 
mit den Buchſtaben: A B C D E F A bezeichnet 
iſt, und welches, einen Flächeninhalt von 2199981 qm, 
buchſtäblich: zweimilltoneinhundertneunundneunziglau⸗ 
ſendneunhunderteinundachtzig Quadratmeter, umfaſſend, 
in den Gemarkungen Groß⸗Gandern Guts⸗ und Ge⸗ 
meindebezirk und Döbbernitz im Kreiſe Weſtſternberg 
des Regierungsbezirks Frankfurt a. O und im 
Oberbergomtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung 
der in dem Felde vorkommenden Braunkohle hier⸗ 
durch verliehen 

Urkundlich ausgefertigt. 
Halle a. S., den 13. November 1908. 
(Siegel.) 


Königlich Preußiſches Oberbergamt. 


Vorſtehende Verleihungsurkunde wird unter 
Verweiſung auf die 88 35 und 36 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 mit dem Bemerken 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der Situattons⸗ 
riß während der im § 37 a. a. O. vorgeſchriebenen 
Friſt in den Dienſträumen des Königlichen Berg⸗ 
revierbeamten zu Frankfurt a. O. zur Einſicht 
offen liegt. 

Halle a. S., den 13. November 1908. 

Königliches Oberbergamt. 
Nr. 18143. Scharf. 


910. Für die Abteilung Brandenburg des 
beim Königlichen Oberbergamte in Halle (S.) ge⸗ 
bildeten Bergausſchuſſes ſind vom Provinzialausſchuß 
der Provinz Brandenburg nach erfolgter Ausloſung 
auf die ſechejährige Wahlperiode vom 1. Januar 1909 
bis zum 31. Dezemver 1914 
zu Mitglieder n: 
1. Generaldirektor Schumann zu Grube Ilſe N. L., 
2. Rammergerichterat Hartog zu Charlottenburg, 
zu ſtellvertretenden Mitgliedern: 
1. Bergwerksdirektor Schöppenthan zu Senften⸗ 
berg N.⸗L., 

2. Kammergerichtsrat Pohlmaun zu Berlin 
wiedergewählt worden. 
Halle (S.), den 25 November 1908. 

Der Vorſitzende des Bergausſchuſſes. 
Scharf, Berghauptmann. 
Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Renteubank für die Provinz Brandenburg. 

911. Verſicherung von Gebäuden auf 
rentepflichtigen Grundſtücken gegen Feuersgefahr. 
Den beteiligten Grundneſitzern wird hiermit 
bekannt gemacht, daß der Hagel⸗ und Feuer⸗ 
Verſicherungsgeſellſcha ft auf Hegenjeitigkeit 
zu Greifswald geſtattet worden iſt, Gebäude und 
andere Baulichkeiten auf Grundſtücken, von denen an 
die Rentenbank für die Provinz Brandenburg Renten 
zu entrichten ſind, gegen Feuersgefahr zu verſichern. 
Außer der vorgenannten Geſellſchaft ſind von 
uns zugelaſſen: 
1. 15 Siädte⸗Feuer⸗Sozietät der Provinz Branden⸗ 
urg, 
. 15 Land⸗Feuer Sozietät der Provinz Branden⸗ 
urg, 
. bie Ahener und Münchener Feuer⸗Verſiche⸗ 
rungs Geſellſchaft, 
„die Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft „Kolonia“, 
„die Berlinſche Feuer Verſicherungs⸗Anſtalt, 
. die Magdeburger Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſell⸗ 


ſchaft, 

. bie Preußiſche Natlonal⸗Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft zu Stettin, 

die Schleſiſche Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 
u Breslau, 

. bie Vaterländiſche Feuer⸗Verſicherunge⸗Geſell⸗ 

ſchaft Elberfeld, 

die Leipziger Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalt, 
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die Verſicherungs⸗Geſellſchaft Deutſcher Phönix 
zu Frankfurt a. M. 
85 Feuer⸗Veiſicherungsbank für Deutſchland zu 
otha, 
die Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft Thuringia 
zu Erfurt, 
die Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalt der Bayriſchen 
Hypotheken⸗ und Wechſelbank, 
die Deutſche Feuer⸗Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſell⸗ 
ſchaft zu Berlin, 
die Gladbacher Feuer⸗Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſell⸗ 
ſchaft zu Gladbach, 
die Nerth Britiſh and Mercantile Inſurance 
Company zu London und Edinburg, 
der Feuer⸗Aſſecuranz⸗Verein zu Altona, 
die Verſicherungs⸗Geſellſchaft Providentia zu 
Frankfurt a. M., 
Ha Weſtdeutſche Verſicherungs⸗Aktienbank zu 
en, 
die Allgemeine Verſicherungs⸗Aktlen⸗Geſellſchaft 
Union zu Berlin, 
die Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Branden⸗ 
burg 0. H., 
die Immobiliar⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 
der Oft: und Welt: Priegnig, 
die Mecklenburgiſche Immobiliar⸗Brand⸗Ver⸗ 
ge ben zu Neu⸗Brandenburg, 
die Aachen⸗Leipziger Verſicherungs⸗ . P 
ti 8 ſicherungs⸗Aktien⸗Geſell 
die Oldenburger Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu 
Oldenburg, 
die Baſeler⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft gegen 
Feuerſchaden zu Baſel, 
der Unterſtützungs⸗Verein bel Brandunfällen zu 
Pollychen⸗Holländer, 
die Warthebruchs⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft im Landsberger Kreiſe, 
die Warthebruchs⸗Feuer⸗Sozietät im Oſt⸗Stern⸗ 
Ha ee; 10 
e Tronsatlantiſche Feuer⸗Verſicherungs Aktien⸗ 
Geſellſchaft zu A eng 
der Niederſchleſiſche Windmühlen⸗Verſicherungs⸗ 
Verein zu Glogau, 
die Londoner Phönix⸗Feuer⸗Aſſecuranz⸗Sozietät, 
die Hamburg⸗Bremer Feuer⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft zu Hamburg, 
die Preußiſche Feuer⸗Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſell⸗ 
ſchaft zu Berlin, 
der Havelländiſche Windmühlen⸗Verſicherungs⸗ 
Verband für den Regierungsbezirk Potedam zu 
Kremmen, 


re Feuer⸗Verſicherungs⸗Verein von 
die Commercial⸗Union⸗Aſſurance⸗Company 
Limited, 


die Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft Rheinland 
zu Neuß, 


40. der Bockwindmühlen⸗Verſicherungs⸗Verein zu 
Unruhſtadt, 
41. die Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu Schwedt 
a. O, 
42. die Schweizeriſche Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft Helvetia in St. Gallen, 
die Feuerverſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft Allianz 
in Berlin, 
die Norddeutſche Verſicherungs⸗Geſellſchaft in 
Hamburg. 
Berlin C. 2, den 16. Oktober 1908. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
912. Bei der infolge unſerer Bekanntmachung 
vom 8. v. Mts. heute geſchehenen öffentlichen Ver⸗ 
loſung von 3¼ prozentigen Rentenbriefen der Provinz 
Brandenburg ſind folgende Stücke gezogen worden: 
Litt. F zu 3000 M. 3 Stück, und zwar die 
Nr. 143, 172, 228. 
Litt. J zu 75 M. 1 Stück, und zwar die 
Nr. 158. 
Litt. K zu 30 M. 1 Stück, und zwar die Nr. 86. 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben mit den dazu gehörigen Zins⸗ 
ſcheinen Reihe 3 Nr. 3— 16 nebſt Erneuerungsſchein 
hei der Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 76, I. hierſelbſt, 
vom 2. Januar 1909 ab an den Werktagen von 9 
bis 1 Uhr einzuliefern, um hiergegen und gegen 
Quittung den Nennwert der Rentenbriefe in Empfang 
zu nehmen. 

Vom 1. Januar 1909 ab hört die Verzinſung 
der ausgeloſten Reutenhriefe auf; dieſe ſelbſt ver⸗ 
jähren mit dem Schluſſe des Jahres 1919 zum 
Vorteil der Rentenbank. 

Die Einlieferung ausgeloſter Rentenbriefe an 
die Rentenbankkaſſe kann auch durch die Poſt porto⸗ 
frei und mit dem Antrage erfolgen, daß der Geld⸗ 
betrag auf gleichem Wege übermittelt werde 

Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers, und zwar bei 
Summen bis zu 800 M. durch Poſtanweiſung. 
Sofern es ſich um Summen über 800 M. handelt, 
iſt einem ſolchen Antrage eine ordnungsmäßige 
Quittung beizufügen. 

Berlin, den 8. Auguſt 1908. 

, Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Poſen. 

913. Am 10. Dezember d. Is. wird der 
zwiſchen den Bahnhöfen Kerkwitz und Peitz—Oſt an 
der Bahnſtrecke Guben — Cottbus gelegene Bahnhof 
Jänſchwalde, welcher bisher nur für die Abfertigung 
von Perſonen und Gepäck eingerichtet war, auch für 
die Abfertigung von Leichen Eil⸗ und Frachiſtück⸗ 
aut, Wagenladungen und Kleinvieh in einzelnen 
Stücken eröffnet. Die Abfertigung von Großvieh 
in einzelnen Stücken und Vieh in Wagenladungen, 


43. 
44. 
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von Fahrzeugen und ſchwerwiegenden Gegenſtänden, 
zu deren Ver⸗ oder Entladung eine Kopframpe er⸗ 
forderlich iſt, ſowie von Sprengſtoffen iſt bis auf 
weiteres ausgeſchloſſen. Mit demjelnen Tage wird 
der Bahnhof in den Gruppentarif I, in die Wechſel⸗ 
tarife mit dieſer Gruppe und in den Staats- und 
Privatbahntlertarif aufgenommen. Ueber die Höhe 
der Tarifſätze geben die beteiligten Dienſtſtellen 
Auskunft. 

Poſen, den 25. November 1908. 

Königliche Eiſenbahndirektion. 
Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober⸗ 
voſtdirektion zu Fraukfurt a. O. 
914. Die Poſtagentur in Sachſendorf führt 

fortan die zuſätzliche Bezeichnung „(Oderbruch)“. 
Perional Nachrichten. 
915. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat Oktober 1908. 
J. Richter. 
(Fortſetzung von Nr. 48.) 

Geſtorben ſind: der Kammergerichtsrat Flickel und 
der Landgerichtsrat Appel vom Landgericht tin Berlin. 
I. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren find ernannt die Referendare: 
Dr. Max Cohn, Dr. Soberuheim, Dr Biſchof 
Dr. Karl Heinze, Dr. Gutmann, Dr. Treitel, 
Jaethe, Dr. Karl Mayer. Dr. Kauder, Kourad, 
Müller, Kirſch, Dr. Alfons Königsberger, 
Dr. Kachert, Dr. Loewenthal, Knoblauch, 
Friedrich Schmidt, Dr. Joh. Heintze, Dr. Ham⸗ 
litzki, Dr. Richard Fränkel, Jungk, Hundeck, 
Wilhelm Hein ich, Kunowski, Ohneſorge, 
Dr. Lehmberg, Mahnke, Dr Graeffner. 

Entlaſſen ſind die Gerichtsaſſeſſoren: Armand, 
Heller, Seyffert, Dr. Tgelemann. 

III. Staatsan waltſchaft. 

Ernannt ſind: zum Staatsanwalt der Amts⸗ 
richter Pr. Heucke aus Tholey in Guben, zum etats⸗ 
mäßigen Amtsanwalt beim Amtsgericht Berlin-Mitte: 
der Staatsanwaltſchaftsſekretär Wahnſeu von der 
Staatsanwaltſchaft I in Berlin, zum Amtsanwalt 
beim Amtsgericht in Havelberg: der Bürgermeiſter 
Dr. jur. Sporleder, zum Amtsanwaltsſtellvertreter 
beim Amtsgericht in Weißenſee: der Major a. D. 
Weſener. Dem erſten Staatsanwalt Dr. Cretſch⸗ 
mar bei dem Landgericht I in Berlin iſt die Ge⸗ 
nehmigung zur Annahme und Anlegung des von 
Seiner Hoheit dem Herzog von Sachſen⸗Altenburg 
ihm verliehenen Komturkreuzes II. Klaſſe des Herzog⸗ 
lich⸗Sachſen Erneſtiniſchen Hausordens erteilt. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen: 
die Rechtsanwälte Prinz und Dr. Bruno Blau 
vom Landgericht I in Berlin und Dr Erich Eyck 
aus Charlottenburg bei dem Kammergericht, Dr. Kum⸗ 
mert vom Landgericht I in Berlin bei dem Land⸗ 
gericht [I in Berlin, Inſtizrat Vernitke aus 
Granſee bei dem Amtsgericht in Pankow mit dem 


Wohuſitze in Niederſchönhauſen, Todtenkopf aus 
Wirſitz bei dem Amtsgericht in Charlottenburg und 
dem Landgericht UT in Berlin, Büge aus Zoſſen 
bei dem Landgericht ll in Berlin, mit dem Wohnſitz 
in Charlottenburg, Peter Schneider vom Amtsgericht 
Berlin-Wedding bei dem Umtsgericht in Lichtenberg, 
mit dem Wohnſitze in Karlshorſt, Schlaeger vom 
Landgericht II in Berlin bei dem Amtsgericht in 
Lübben, Maul vom Landgericht III in Berlin bei 
dem Amtsgericht in Croſſen, die Gerichtsaſſeſſoren: 
Heinrich Leidert, Martin Leſſer, Dr Richard 
Poilipp, Dr. Emil Stettner und Dr. Richard 
Treitel bei dem Landgericht J in Berlin, Leo Gaus 
bei dem Landgericht II in Berlin, Dr. Lüpſchütz 
bei dem Landgericht II in Berlin, mit dem Wohn: 
ſitze in Schöneberg, Dr. Karl Papke bei dem Land⸗ 
gericht [Il in Berlin, mit dem Wohnſitze in Charlotten⸗ 
burg, Dr. Popp und Hoegen bei dem Amtsgericht 
in Pankow, Oellrich bei dem Amtsgericht in Zoſſen, 
Dr. Georg Roſeuthal bei dem Amtsgericht in 
Weißenſee, Schollmeyer bei dem Amtsgericht in 
Spremberg, der Großherzoglich Sachſen-Weimariſche 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Beling bei dem Amtsgericht 
in Cöpenick, mit dem Wohnſitz in Friedrichshagen. 

In der Liſte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht: 
die Rechtsanwälte Dr. Strauß beim Kammergericht, 
Heinrich Prinz, Dr. Martin Friedländer, Geh. 
Juſtizrat Mar Weguer, Dr. Bruno Blau, 
Dr. Georg Kahl, Max Lachmann und Dr. Hans 
Kummert bei dem Landgericht I in Berlin, 
Schläger bei dem Landgericht Il in Berlin, Georg 
Maul bei dem Landgericht III in Berlin, Dr. Eyck 
bei dem Amtsgericht in Charlottenburg und dem Land⸗ 
gericht IN in Berlin, Geheimer Juſtizrat Oruold 
und Dr Rohrer bei den Landgerichten I, II und III, 
Juſtizrat Wernicke bei dem Amtsgericht in Granſee, 
Biige bei dem Amtsgericht in Zoſſen. 

Zu Notaren ſind ernannt: der in die Liſte der 
Rechtsanwälte bei dem Amtsgericht in Havelberg 
eingetragene Landrichter Wellenberg aus Berlin 
und der Rechtsanwalt Schaaf in Treptow bei 
Berlin mit Anweiſung feines Amtsfiges, in dem zum 
Bezirk des Amtsgerichts Rixdorf gehörigen Teile der 
Gemeinde Treptow. a 

Entlaſſen ſind aus dem Amte als Notare: die 
Geheimen Juſtizräte Maximilian Wegner und 
Ornold in Berlin. ? 

Geſtorben find die Rechtsanwälte: Juſtizrat 
Gößner in Fort und Spiro in Berlin. 

Verliehen iſt: den Notaren, Geheimen Juſtiz⸗ 
räten Maximilian Wegner in Berlin, der Königliche 
Kronen⸗Orden II. Kaffe, Ornold in Berlin der 
Rote Adler⸗Orden III. Klaſſe mit der Schleife. Dem 
Notar Juſtizrat Wernicke aus Granſee iſt der 
Amtsſitz in Niederſchönhauſen angewieſen. 

V. Referendare. 

Zu Referendaren ſind ernannt die Rechts⸗ 

kandidaten: Leo, Floegel, Prinz von Ratibor 
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und Corvey. Icherbins, Böhme, Wolff- 
gram, Jaenicke, Wer, Bornemann, Gericke, 
Güntzel, telchheuſer, Quaſt, Moſſe, Koby⸗ 
line ki, Harry Krauſe, Werner von Vülow, 
Peſchke, Roſenzweig, Loruſen, Zander, 
Stern, Scherler, Prinz, Rahmer, Kollen⸗ 
bach, Tichirner. 

Entlaſſen ſind die Referendare: Cuno, Berner. 

VI. Subalternbeamte. 

Ernannt ſind: zu Gerichtsſchreibern: die ſtändigen 
Bureauhilfsarbeiter Aktuare Brendel in Straus⸗ 
berg, Verckholz in Baruth, Bruno Schulze beim 
Amtsgericht Berlin-Mitte, Paul Hirſeland in 
Spandau, Mark in Belzig, Häring in Schöneberg, 
Lauſche und Jacob bei dem Landgericht 1 in 
Berlin und der Landgerichtsaſſiſtent Lange bei dem 
Landgericht in Guben, zum Gerichtsvollzieher in 
Werder der Militäranwärter Dreſcher, zum Ge⸗ 
fängnisinſpektor bei dem Strafgefängnis zu Plötzen⸗ 
ſee der Inſpettionsaſſiſtent Kühnaft daſelbſt, zum 
Inſpektionsaſſiſtenten bei dem Strafgefängnis Tegel 
der ſtändige Inſpektionsgehilfe Biebel aus Frank⸗ 
furt a. O. 

Berſetzt find: die Amtsgerichtsſekretäre: Hermes 
in Strausberg an das Amtsgericht in Seelow, 
Schüler in Spandau an das Amtsgericht Berlin⸗ 
Mitte, Mechel in Belzig an das Amtsgericht in 
Neu Ruppin, der Gefängnisſekretär Böſenberg 
vom Strafgefängnis Tegel an das Strafgefängnis 
in Plötzenſee, die Gerichtsvollzieher 2Venzelburg 
in Croſſen an das Amtsgericht Berlin-Mitte, Hanne: 
mann in Wuſterhauſen a. D. an das Amtsgericht 
Berlin Schöneberg, Güruth in Werder an das 
Amtsgericht Berlin⸗Mitte, Dembski in Ratzeburg 
an das Amtsgericht in Cottbus, Wegner in Falken⸗ 
burg i. Pom. an das Amtsgericht in Spandau, 
Zernick in Norburg an das Amtsgericht in Char⸗ 
lottenvurg, Witzke in Preetz an das Amtsgericht 
in Charlottenburg, Richard Schultze in Franzburg 
an das Amtsgericht Berlin-Schöneberg. 

Penſioniert find die Amtsgerichtsſekretäre Jo⸗ 
hannes Schulze, Philipp Fiſcher, Rechnungs⸗ 
räte Brandin und Theodor Schmidt vom Amts⸗ 
gericht Rerlin⸗Mitte, der Oberſekretär Rechnungsrat 
Wiechel vom Amtsgericht in Neu-Ruppin, der 
Amtsgerichtsſekretär Benecke vom Amtsgericht 
Derlin-Schöneberg und der Staatsanwallſchafts⸗ 
ſekretär Otto Granzow bei der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft I in Berlin, der Gerichtsvollzieher Klinke 
vom Amtsgericht Berlin⸗Wedding, der Kanzliſt 
Thiel vom Amtsgericht Berlin-Mitte. 

Entlaſſen ſind auf Antrag: die Amtsgerichts⸗ 
ſekretäre Max Langner und Wilhelm Meynow 
vom Angie Berlin: Mitte, K 

usgeſchieden aus dem Juſtizdienſt iſt der 
Landgerichtsſekretär Hugo bier aun Land⸗ 
gericht 1 Berlin infolge ſeiner Anſtellung bei der 
preußiſchen General: Lotterie: Direktion. 


Geftorben find: der Oberſekretär Andre und 
der Amtsgerichtsaſſiſtent, Gerichtsſekretär Albrecht 
vom Amtsgericht Berlin-Mitte, der Landgerichts⸗ 
ſekretär Alexander Witte vom Landgericht J in 
Berlin und der Kanzlift Hartwig vom Kammer⸗ 
gericht. 

916. Der Direklor der höheren Fachſchule für 
Textilinduſtrie in Sorau N.⸗L., Profeſſor Ehrhardt, 
dem die Geſchäfte eines Regierungs⸗ und Gewerbe⸗ 
ſchulrats bei der hieſigen Königlichen Regierung 
einſtweilig übertragen waren, iſt zum Regierungs⸗ 
und Gewerbeſchulrat ernannt worden. 

917. Der Generalkommiſſtonskanzliſt, Kanzlei⸗ 
Sekretär Eichuer in Frankfurt a. O. iſt auf ſeinen 
Antrag zum 1. Januar 1909 mit der geſetzlichen 
Penſion in den Ruheſtand verſetzt. 

918. Der Landmeſſer Müller iſt von Frank⸗ 
furt a. O. nach Stolp in Pom. verſetzt. 

919. Der Landmeſſer Nega iſt von Stolp 
in Pom. nach Frankfurt a. O. verſetzt. 
920. Der Gerichtsaſſor Glaſow iſt 
Frankfurt a. O. nach Greifswald verſetzt. 
921. Uebertragen: dem Ober-Poſtinſpektor 
Beck in Düſſeldorf die Vorſteherſtelle bei dem Poſt⸗ 
amt in Croſſen (Oder). 

Verſetzt: der Poſtdirektor Lüdke von Croſſen 
(Oder) nach Vierſen. 

922. Dem Frl. Elſe Viert in Biegen, Kreis 
Lebus, iſt die Erlaubnis zur Annahme der Stelle 
als Hauslehrerin und Erzieherin im Regierungs⸗ 
bezirke erteilt worden. 

923. Der Lehrerin Wilhelmine Claus iſt die 
Erlaubnis zur Unterrichtserteilung an der mit dem 
Landerziehungsheim in Wald⸗Sieversdorf verbundenen 
Anſtaltsſchule gewährt. 

924. Erledigt iſt die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Langenfeld, Diözeſe Sternberg I, durch 
Emeritierung des Pfarrers Köhn zum 1. November 
1908. Die Wiederbeſetzung erfolgt durch die 
Kirchenregierung. 

925. Erledigt iſt die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Diſſen, Diözeſe Kottbus, durch Ver⸗ 
ſetzung des Pfarrers Rieſe am 1. November 1908. 
Die Wiederbeſetzung erfolgt durch die Kirchen⸗ 
regierung. Es iſt ein der wendiſchen Sprache 
mächtiger Geiſtlicher erforderlich. 


Vermiſchtes. 


926. Ueberſicht 

über die Verhältniſſe der Waiſen⸗Verſorgungsanſlalt 

für die Provinz Brandenburg zu Klein⸗Glienicke. 
Ende März 1908. 

Die für das Rechnungsjahr 

Rechnung weiſt einen Beſtand nach: 
1. bei der Waiſenhaus⸗Haupt⸗ 

verwaltung von : 

2. bei der Zimmermeiſter 

Craatz ſchen Stiftung von 


von 


1907 gelegte 


442389,22 M. 
52617,02 
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3. bei dem Graf von Itzen⸗ 

plitz'ſchen Sammelfonds 12785,44 M. 

4. bei den Nebenfonds von 981, 
zuſammen 516853,39 M. 

Seitens des Stiftungsverelns tft dem Waiſen⸗ 
amte für 1907 die Entlaſtung erteilt worden. 

Dies wird in Uebereinſtimmung mit der Ver⸗ 
handlung über die Hauptoerſammlung des Stiftungs⸗ 
vereins vom 9. November 1908 hierdurch zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht. 

Potsdam, den 23. November 1908. 

Das Waiſenamt der Klein⸗Glienicker Waiſen⸗ 
Verſorgungsanſtalt für die Provinz Brandenburg. 
927. Statut 

für den Wildenower Spritzenverband. 

$ 1. Die Gemeinde Wildenow einerſeits und 
das Rittergut Wildenow andererſeits werden hiermit 
unter der Benennung Wildenower Spritzenverband 
zu einem Zweckverbande (Feuerpolizei⸗ und Löſch⸗ 
ordnung vom 7. Februar 1908) behufs gemeinſamer 
Feuerſpritzen⸗Anſchaffung, Unterhaltung und Be⸗ 
dienung vereinigt. Ort der Verwaltung des Zweck⸗ 
verbandes iſt Wildenow. 

§ 2. Behufs Erfüllung dieſes Zweckes ſoll zu: 
nächſt eine zweckentſprechende vierrädrige Feuerfprige 
nebſt den erforderlichen Schläuchen, Verſchraubungen ꝛc. 
auf Verbandskoſten beſchafft werden, wozu das Ritter⸗ 
gut und die Gemeinde je die Hälfte übernimmt, bezw. 
aufbringt und zur Deckung beiträgt. 

In demſelben Verhältnis werden auch die vor⸗ 
kommenden Spritzen⸗Reparaturkoſten, die Anſchaffungs— 
koſten der notwendigen Ausrüſtungsſſücke für die 
evtl. ſich bildende freiwillige Feuerwehr 2c. gededi. 

§ 3. Das Rittergut übernimmt die Beſpannung 
der Spritze, während die Gemeinde zur Bedienung 
derſelben den Brandmeiſter, deſſen Stellvertreter 
und die Mannſchaften 1tellt. 

§ 4. Die Spritze wird im Rittergutsgehöft 
zu Wildenow in einem geeigneten Raum (Spritzen⸗ 
haue), welcher auf Koſten des Rittergutes herzuftellen 
und zu unterhalten iſt, aufgeſtellt. 

§ 5. Verbandevorſteher iſt der jedesmalige 
Gemeindevorſteher von Wildenomw, in Behinderungs⸗ 
fällen wird derſelbe vom I. Schöffen vertreten. 

Der Verbhandsvorſteher vertritt den Verband 
nach außen; er bringt die gemeinſchaftlichen Beſchlüſſe 


zur Ausführung und führt unter ſeiner Unterſchrift 
den laufenden Schriftwechſel. 

8 6. Die Beſchlußfaſſung über die gemein⸗ 
ſamen Angelegenheiten des Verbandes erfolgt durch die 
Gemeindeverſammlung zu Wildenow und den jedes⸗ 
maligen Beſitzer des Rittergutes Wildenow in gemein⸗ 
ſchaftlicher Sitzung (8 133 Abſ. 3 LG). Für den 
Fall, duß ein Beſchluß nicht zuſtande kommt, oder 
der Gutsbeſitzer dem Beſchluſſe widerſpricht, unter⸗ 
werfen ſich die Beteiligten der Beſchlußfaſſung des 
Kreisausſchuſſes zu Friedeberg Nm. Die letztere ift 
endgültig und unterliegt einer Anfechtung nicht. 

§ 7. Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche 
den Verband gegen Dritte verbinden ſollen, in⸗ 
gleichen Vollmachten, müſſen von dem Verbands⸗ 
vorſteher, dem I. Schöffen der Gemeinde Wildenow 
und dem jedesmaligen Beſitzer des Rittergutes 
Wildenow unterſchrieben fein. 

8 8. Dieſes Statut ſoll nach erfolgter Be⸗ 
ſtätigung durch den Kreisausſchuß zu Friedeberg Nm. 
ſofort in Kraft treten. 

Wildenow, den 27. Oktober 1908. 

Der Rittergutsbeſitzer. 
gez. W. von Langenn⸗Steinkeller. 
Die Gemeindeverſammlung. 
gez. Bohn, Gemeindevorſteher. gez. Stürmer. 
gez. Pahl. ge. Krüger. 

Vorſlehendes Statut des Wildenower Spritzen⸗ 
verbandes vom 27. Oktober 1908 wird hierdurch 
genehmigt. 

Friedeberg Nm., den 19. November 1908. 

Der Kreisausſchuß. 
gez. von Waldow. 
J.⸗Nr. 4967/08. K. A. 


Freie Lehrerſtellen. 


928. Kreis Friedeberg: Altfrledrichsdorf, 2. L., 
G. 1000 M., 1. 1. 09. Kreis Guben: Brems⸗ 
dorf, L., G. 1100 M., 1. 4. 09. Kreis Kalau: 
Wormlage, 2. L., G. 1000 M., 1. 3. 09. Kreis 
Kroſſen: Güntersberg, 2. L. für verheirateten, L. G. 
1000 M., 1. 1. 09. Kreis Lebus: Arensdorf, 
2. L. G. 1000 M., 1. 4. 09. * 

Bewerbungen find an die Königliche Regle⸗ 
rung, Abteilung für Kirchen und Schulweſen zu 
richten. 
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